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Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz

und Reaktorsicherheit

Umweltminister Sigmar Gabriel

Fax: 01888 305 2047

München / Utrecht
16 February 2007
Empfehlungen  für den Frühjahrsgipfel des Europarats zur Aufnahme von „Umweltbedingten  Gesundheitsaspekten“ in die Lissabon Strategie 

Sehr geehrter Herr Minister Gabriel, 

Wir schreiben Ihnen im Vorfeld des Umweltrattreffens bezüglich der bevorstehenden Frühjahrsüberprüfung der Lissabon Strategie. Wir möchten Ihre Aufmerksamkeit auf umweltbedingte Erkrankungen (environmental burden of disease EBD) in der Europäischen Union lenken im Kontext der Lissabon Agenda. Dieser Brief wird auch an alle Staatsoberhäupter geschickt.

Die wissenschaftlichen, sozialen und politischen Bedenken hinsichtlich der Zunahme von umweltbedingten Erkrankungen in Europa und deren Folgen werden immer größer. Forschungsergebnisse einer wachsenden Anzahl von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zeigen, dass der große Zusammenhang von Umwelt und Gesundheit bisher stark unterschätzt worden ist. 

Diese Wahrnehmungslücke ist zum Teil auf die Forschung mit ihrem konventionellen und oft uni-kausalen Ansatz von Risikobewertung zurück zu führen. Allerdings erkannten 2004 DG Environment, DG SANCO und DG Research, dass ein multi-kausaler Ansatz gebraucht wird, um umweltbedingte Erkrankungen einzuschätzen (etwa mittels der SCALE Strategie). Die Zunahme von unter anderen Asthma und Allergien, Krebs und Entwicklungsstörungen, sowie Herz-Kreislauferkrankungen und Fettleibigkeit wurden mit der Exposition von Umweltschadstoffen in Verbindung gebracht.

· Asthma und Allergien stiegen drastisch über die vergangenen 15 – 20 Jahre, eins von sieben Kindern leidet darunter.

· Krebserkrankungen bei Kindern steigen um 1 % jährlich; es ist die zweit häufigste Todesursache.

· Brustkrebserkrankungen steigen um 1 – 2 % jährlich mit vermehrten Hinweisen auch auf Exposition von Umweltschadstoffen als Ursache.

· Jede Bürgerin, jeder Bürger hat künstlich hergestellte Chemikalien in ihrem/seinem Körper eingelagert.

· Die Gebärmutter und die Muttermilch sind chemisch verseucht; Schadstoffe passieren die Plazentaschranke.

· Die männliche Fruchtbarkeit hat in den westlichen Ländern in den letzten 50 Jahren stark abgenommen; einer von sechs in Europa geborenen Jungen hat heute eine niedrige Spermienanzahl und die Forschung vermutet eine Verbindung zur pränatalen Exposition durch hormonell wirksame Schadstoffe. 

Kinder sind höchst anfällig gegenüber Umweltschadstoffen und der Anstieg von Asthma (der häufigste Grund für Fehlzeiten in der Schule) und Krebserkrankungen (Steigerung 1 % jährlich) sowie Entwicklungsstörungen (eines von sechs Kindern ist  z.B. von Lernschwierigkeiten, ADS und Autismus betroffen) ist alarmierend. Diese Entwicklung setzt sich über jedes „wissensbasierte Wirtschaftssystem“ hinweg, dass sich zweifellos darauf gründet, dass sich Kinder in einer wettbewerbsfähigen globalen Gesellschaft gesund und klug entwickeln können.

Ökonomisch gesprochen bedeutet dies hohe soziale Kosten und den Verlust von zehntausenden von gesunden Lebensjahren, Aspekte, die das Ziel der EU untergraben, die fortschrittlichste, wettbewerbsfähigste Region der Welt zu werden. Dem gegenüber bestätigten DG SANCO und die WHO, dass die allgemeine Gesundheit ein Schlüsselfaktor für wirtschaftliche Entwicklung ist.
 „Wenn Europa in der globalen Wissensgesellschaft konkurrenzfähig sein will, muss es auch mehr in sein wertvollstes Gut investieren: - seine Menschen“

Um Entwicklungen in Gang zu bringen, die darauf ausgerichtet sind, die menschliche Gesundheit zu schützen, insbesondere die von (ungeborenen) Kindern, muss die Politik künftig vom Vorsorgeprinzip angetrieben sein. Selbst wenn die Wissenschaft noch in der Entwicklung steckt, genügen die bisherigen Erkenntnisse das Vorsorgeprinzip festzuschreiben. Dies zu kommunizieren ist Aufgabe der Kommission!

Die EU Präsidentschaft von Finnland war fokussiert auf das Konzept „Gesundheit in allen politischen Bereichen“. Jeder Mitgliedsstaat sollte dieser Initiative folgen! Wenn EU Politik dazu dienen soll, umweltbedingte Erkrankungen einzudämmen, muss sie synergetisch und multisektoral sein sowie schlüssig und dauerhaft umgesetzt und überwacht werden. Zusätzlich können politische Maßnahmen, die Öko-Innovation unter der Betrachtung von Gesundheitsaspekten stimulieren, zu reduzierten umweltbedingten Gesundheitseinflüssen und zum Ersatz von gefährlichen chemischen Substanzen führen und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit stärken. Solch ein kombinierter Ansatz muss erfolgen, wenn die Lissabon Strategie das halten soll, was sie verspricht.

Kommissionspräsident Barroso und andere Lissabon Befürworter erklärten, dass zunächst ökonomischen Ziele erreicht werden müssten, um dann soziale und umweltpolitische Absichten zu sichern. Kürzlich veröffentlichte Daten bezweifeln diese falsche Vorstellung, dass die höchst entwickelten Wirtschaften immer die gesündesten seien: die Zunahme moderner Krankheiten wie Krebs, Asthma und Allergien, sind - speziell bei Kindern - in den reichsten Ländern am höchsten. Die Lebenserwartung mag länger sein, aber nicht notwendigerweise die Lebensqualität, wenn immer mehr Kinder unter solchen Krankheiten leiden und manchmal lebenslanger Fürsorge bedürfen.

In neuesten Umfragen haben die Europäer/innen ihren Wunsch ausgedrückt, die Verbesserung des Umwelt- und Gesundheitsschutzes auf EU Ebene priorisiert zu sehen. Die derzeitige Priorität jedoch, angetrieben von der Lissabon Strategie, liegt fast exklusiv auf der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit. Wenn einseitig die Wachstumsstrategie verfolgt wird, kann das negative Konsequenzen auf die Umwelt haben, was – wie wir jetzt lernen – wesentliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das Sozialwesen haben kann.

WECF glaubt, dass ein gesundes Umfeld eine Voraussetzung für die gesunde Entwicklung eines jeden Menschen ist und dass eine gesunde Gesellschaft eine produktive ist. Deshalb bietet die Verminderung der umweltbedingten Erkrankungen die Möglichkeit einer „win-win-win-situation“, wovon die Umwelt, die Gesellschaft und die Wirtschaft profitieren.

Als derzeitige Inhaberin der Präsidentschaft der EU fordern wir Sie auf, den umweltbedingten Gesundheitsaspekten eine Priorität bei der Überprüfung der Lissabon Agenda zu geben.

Das beigefügte Positionspapier gibt weitere Informationen zu diesem Thema und sollte während des Frühjahrgipfels und bei der Überprüfung der nationalen Reformprogramme der Mitgliedsstaaten berücksichtigt werden. Es gibt einige spezielle Empfehlungen für die integrierten Richtlinien. Unsere generellen Empfehlungen schließen folgende Punkte ein:

· Ändern Sie das Paradigma der konventionellen Risikobewertung

· Gründen Sie Politik, die auf eine Verminderung der umweltbedingten Erkrankungen abzielt, auf das Vorsorgeprinzip

· Integrieren Sie Gesundheit in alle politischen Prozesse auf EU und nationaler Ebene

· Kinder, die Basis für Europas Zukunft, sind höchst anfällig für Auswirkungen von Schadstoffen und müssen besonders geschützt werden.

· Nützen Sie effektive Regulierungen und Öko-Innovationen, um den Gesundheitsschutz und die Wettbewerbsfähigkeit zu steigern.

· Erkennen Sie an, dass die Bedenken der Bürger/innen das Herz von der Lissabon Agenda darstellen

Wir vertrauen darauf, dass Sie diese Empfehlungen bei Ihrem Beitrag zur Lissabon Agenda berücksichtigen. Gemeinsam mit den aktiven Bürgern/innen, die wir repräsentieren, freuen wir uns auf Ihre Reaktion.

Mit freundlichen Grüßen,

Sascha Gabizon

International Director WECF
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